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Einleitung

Die Kommunen in Deutschland haben das Recht, alle
Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft in eigener
Verantwortung zu regeln [GG Art. 28 (2)]. Allerdings sind
die Kommunen hinsichtlich der Finanzkraft sehr hetero-
gen. Um diese Unterschiede zumindest partiell auszu-
gleichen, haben alle Flächenländer in Deutschland kom-
munale Finanzausgleichssysteme (KFA) etabliert. Diese
unterscheiden sich zwischen den einzelnen Bundes -
ländern erheblich. Dieser Artikel soll einen Überblick lie-
fern, wie die Höhe der Zuweisungen an den kommuna-
len Sektor in den einzelnen Ländern bestimmt wird und
wie diese Mittel anschließend auf die Kommunen verteilt
werden.1

Höhe der Zuweisungen vom Land an den 
kommunalen Sektor

Die Vorgabe für den KFA stellt Art. 106 (7) GG dar, welcher
vorsieht, dass den Gemeinden ein Teil der Steuereinnah-
men aus Gemeinschaftsteuern und Landessteuern zu-
fließt. Die genaue Ausgestaltung ist jedoch den Ländern
überlassen. In Deutschland haben sich zur Bestimmung
der Zuweisungen von den Ländern an die untergeordne-
ten Gebietskörperschaften drei Systeme durchgesetzt.
Im Verbundquotensystem, das in neun Ländern Anwen-
dung findet, steht den Gebietskörperschaften ein ge-
setzlich festgelegter Anteil der Landeseinnahmen zu. Die
Gemeinden partizipieren somit von der Entwicklung auf
Landesebene; die eigene steuerliche Leistungsfähigkeit
wird dabei nicht berücksichtigt.2 Die Länder Mecklen-
burg-Vorpommern und Sachsen haben sich für ein Sys -
tem mit Gleichmäßigkeitsgrundsatz entschieden. Die den
Kommunen zustehende Finanzausgleichsmasse wird da -
bei so bestimmt, dass sich die kommunalen Einnahmen
zuzüglich Finanzausgleichsmasse im selben Maße wie
die Landeseinnahmen (abzüglich der Finanzausgleichs-
masse) entwickeln. Land und Gemeinden tragen damit
die chancen und Risiken der wirtschaftlichen Entwick-
lung gemeinsam. Thüringen und Sachsen-Anhalt schließ -
lich verwenden einen Bedarfsansatz zur Bestimmung der
Höhe der Finanzausgleichsmasse. Hierbei wird den Kom -
munen eine „ausreichende“ Finanzmittelausstattung zur
Erfüllung ihrer Aufgaben zugesichert. Problematisch ist je -

doch die Bestimmung des objektiven Finanzbedarfs zur
Erfüllung dieser Aufgaben [vgl. ZIMMERMAnn (2009)].

Verteilung der Mittel auf die Kommunen

nachdem die Höhe der gesamten Finanzausgleichs -
masse ermittelt wurde, müssen die Finanzmittel auf die
einzelnen Gebietskörperschaften verteilt werden. Durch
den KFA soll den Gemeinden die Erfüllung ihrer Pflicht-
aufgaben sowie eines Mindestmaßes freiwilliger Auf -
gaben ermöglicht werden; Prioritäten können sie dabei
selbst setzen. Diese dezentrale Festlegung des Aufgaben -
umfangs wird allgemein positiv bewertet, da vor Ort die
Präferenzen der Bürger besser eingeschätzt und die
Bedarfe  genauer ermittelt werden können [OATES (1972)].
Den Ge meinden ist somit mit einem hohen Anteil nicht
zweckgebundener Zuweisungen am besten gedient, da
durch eine solche Verteilung der Mittel eine effiziente so-
wie eigenverantwortliche Aufgabenerfüllung begünstigt
wird [vgl. auch HARDT und ScHILLER (2006)].

Die Verteilung der Finanzmittel auf die Gemeinden
 erfolgt auf Basis der Einwohnerzahlen, welche ein ein -
faches Bedarfsmaß darstellen (Hauptansatz). In einem
solchen System kann jedoch nicht jeder besondere 
Bedarf angemessen ausgeglichen werden. Um beson-
dere geographische oder soziale Gegebenheiten berück -
sichtigen zu können, werden den Gemeinden deshalb 
da rüber hinaus Mittel zugewiesen. Dabei werden zwei
 Ansätze unterschieden: Zum einen wird besonderen
 Belastungen Rechnung getragen, indem die im Haupt -
ansatz ermittelten Bedarfe weiter erhöht werden (neben -
ansätze). Diese Bedarfe werden danach mit der eigenen
Steuerkraft verglichen und ein Teil der Abweichungen
ausgeglichen (steuerkraftabhängiger Ausgleich). Zum an -
deren werden steuerkraftunabhängige Zuweisungen für
bestimmte Aus gleichstatbestände vergeben. Die Unter-
scheidung, welche Tatbestände steuerkraftabhängig und
welche steuerkraftunabhängig ausgeglichen werden,
obliegt dabei den Ländern. Tabelle 1 stellt die verschie-
denen nebenansätze und steuerkraftunabhängigen Zu-
weisungen in den deutschen Flächenländern dar.

Elemente kommunaler Finanzausgleichssysteme
in Deutschland
Alexander Eck und Christian Thater*
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Strukturschwäche (Arbeitslosigkeit) X X

Soziallastenc X X X X

Stationierungsstreitkräfte X X X X X

Bevölkerungsveränderung X X X

Schülerzahl X X X X X

Studentenzahl X

Zentralitätd X X Xj X X X X X X

Fläche X X

Kinder X

Straßenlasten X X

Grubengemeinden X

Kurorte X
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e

Zentralität X X X

Schullastenausgleich X X X X X X X

Soziallastenausgleich X X X X X X X X X

Fremdenverkehrslastenausgleich 
(inkl. Kurorte)

X X X X

Gesundheitswesenf X X X

Ausbildungskosteng X X

Kinderbetreuung X X X X

Straßenlastenausgleich X X X X X X X

Schülerbeförderung X X X X X

Bau öffentlicher Einrichtungen X X X X X X X

Jugendhilfe X X X

Personennahverkehr X X X X X X X

Kulturlastenausgleich X X X X X X

Landesausgleichsstockh X X X X X X X X X X X X X

Investitionshilfen X X X X X X X

Zuweisungen für übertragene Aufgabeni X X X X X X X X 

a) Einwohnerstaffelung: Einwohnerstärkere Kommunen bekommen höhere Bedarfe je Einwohner zugewiesen. – b) In Hessen gelten für
zentrale Orte, abweichend zur Hauptansatzstaffel, Mindestwerte für die Einwohnerwertung bei Unterschreitung bestimmter Einwohner-
zahlen. – c) Z. B. Sozialhilfe, Grundsicherung für Arbeitssuchende usw. – d) Kompensation für die Bereitstellung überörtlicher Aufgaben. –
e) Aufgrund der Vielzahl von Regelungen zu steuerkraftunabhängigen Zuweisungen sind in der Tabelle nur die wichtigsten dargestellt. –
f) Inkl. Veterinärämter. – g) Z. B. Aus- und Fortbildung kommunaler Mitarbeiter. – h) Z. B. Entschuldungshilfen, Konsolidierungshilfen. –
i) Von höheren föderalen Ebenen.

Tabelle 1: Hauptansatz, Nebenansätze und steuerkraftunabhängige Zuweisungen in den kommunalen 
Finanzausgleichssystemen

Quellen: Finanzausgleichsgesetze der Länder, Darstellung des ifo Instituts nach Lenk und Rudolph (2004).
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Die Herangehensweise der Bundesländer beim Aus-
gleich besonderer Gegebenheiten unterscheidet sich
deut lich. In niedersachsen, Brandenburg und Sachsen
werden vergleichsweise wenige Ausgleichstatbestände
gesondert berücksichtigt, wohingegen besonders Rhein -
land-Pfalz, Hessen, Bayern, Baden-Württemberg und
nordrhein-Westfalen eine Vielzahl an zusätzlichen Aus-
gleichen bereitstellen. Die Länder unterscheiden sich
auch darin, ob sie die besonderen Gegebenheiten eher
steuerkraftabhängig oder -unabhängig ausgleichen. Le-
diglich nordrhein-Westfalen und das Saarland haben
sich hier dafür entschieden, besondere Gegebenheiten
in der Mehrzahl steuerkraftabhängig über nebenansätze
auszugleichen.
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1 Der Fokus liegt dabei auf der Finanzmittelausstattung der (kreisangehöri-
gen) Städte und Gemeinden.

2 Rheinland-Pfalz nutzt ein Verstetigungsmodell, das keine feste Verbund-
quote vorsieht. Vielmehr garantiert das Land ein stetiges Wachstum der
den Kommunen zustehenden Finanzausgleichsmasse. Aufgrund der
Ausgestaltung kann dieses Modell jedoch als Variation des Verbund -
quotenmodells bezeichnet werden [vgl. WOHLTMANN (2011)].




